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Haarig

S
eit Jahren liegen sie sich 
in den Haaren. „Billig“ 
und „Freundlich“ war ges-
tern, heute wird nur noch 

gehypt. Werbefuzzys lassen sich 
Slogans wie „Mehr fühlen, weni-
ger denken“ oder „Ist hamma“ 
einfallen. Vor allem aber siegt die 
Frechheit. Konkurrenten werden 
in Werbespots regelmäßig vor-
geführt. Spots, die manchmal zu 
Hits im Internet werden. Spots, 
für die viel Geld ausgegeben 
wird. Sie ahnen es schon, es geht 
um die Discounter. Edeka hat im 
vergangenen Jahr 131 Millionen 
Euro für Werbung hingebläOert, 
Aldi 192 Millionen und Lidl so-
gar 272 Millionen. Da fragt sich 
mancher, woher das Geld 
stammt. Werden die Produkte 
teurer verkauV oder wird bei den 
Mitarbeitern gespart? Klar ist 
seit gestern nur: Lidl lohnt sich. 
Zumindest für einen kurzen 
nächtlichen Ausflug. Das haben 
sich offenbar sieben Kamele 
überlegt, als sie sich im idylli-
schen Bergen vor einer Lidl-Fili-
ale versammelten. Sie haOen das 
Zirkus-Leben saO. Was die Wüs-
tenschiffe bei Lidl wollten, konn-
te leider nicht mehr überprüV 
werden, weil die Polizei den hö-
ckerigen Belagerungsring noch 
vor Öffnung der Filiale sprengte. 
Die Kamele könnten es aber in 
den nächsten Werbespot schaf-
fen. Offen ist nur, ob dabei eine 
Frage beantwortet wird: Muss 
man ein Kamel sein, um bei Lidl 
einzukaufen? weko

AM HAKEN

Gegensätze beim Gedenken
VON ANTJE SCHÄFER

Lüneburg. Jedes Jahr legen Ober-
bürgermeister Ulrich Mädge und 
Vertreter der Fraktionen im 
Stadtrat bei einer Gedenkfeier 
am Mahnmal an der Lindenstra-
ße Kränze nieder. In diesem Jahr 
ist diese Tradition mit Spannun-
gen verbunden. Die Antifaschis-
tische Aktion (Antifa) ruV ihre 
Anhänger unter dem MoOo „Ein 
AuVreten der AfD verhindern!“ 
zur Teilnahme an der Gedenk-
stunde um 12 Uhr auf. Dass es 
zur Gedenkfeier kommt, stand 
bis vor wenigen Tagen noch auf 
der Kippe. Oberbürgermeister 
Ulrich Mädge haOe in der letz-
ten Ratssitzung erklärt, dass er 
überlege, unter diesem Vorzei-
chen aus Respekt vor den Opfern 
der GewaltherrschaV die Ge-
denkfeier in diesem Jahr ausfal-
len zu lassen.

Die Antifa haOe inbesondere 
daran Anstoß genommen, dass 
die AfD-Fraktion im vorigen 
Jahr einen Kranz mit der Auf-
schriV „Für unsere gefallenen 
Soldaten“ niedergelegt haOe. An 
einem Ort, der den Opfern der 
nationalsozialistischen Gewalt-
herrschaV gewidmet sei, ehre die 
AfD die Täter, so die Antifa. 
Nach ihrer Darstellung häOen 
„beherzte“ Aktivisten den Kranz 
kurz nach der Veranstaltung wie-
der entfernt.

Für dieses Jahr haOe die An-
tifa eine Demo im Umfeld des 
Mahnmals in der Zeit von 10 bis 
18 Uhr angemeldet. Die Stadt hat 
die Kundgebung zwar nicht un-
tersagt, aber zur Auflage ge-
macht, dass die Veranstaltung 
nicht zur selben Zeit und am sel-
ben Ort wie die städtische Ge-
denkfeier staOfindet. Zur Be-
gründung heißt es: Das durch 
das Grundgesetz geschützte Ver-
sammlungsrecht bestehe nicht 
uneingeschränkt. „So ist das 
Recht des Veranstalters und der 
Versammlungsteilnehmer zu ei-
ner freien Wahl des Versamm-
lungsortes beispielsweise dann 
eingeschränkt, wenn das öffent-
liche Interesse an der ungestör-
ten und würdevollen Durchfüh-
rung von verschiedenen Formen 
staatlicher Selbstdarstellung 
und öffentlicher Repräsentation 
entgegensteht.“ Außerdem seien 
laut Niedersächsischem Feier-
tagsgesetz öffentliche Veranstal-
tungen am Volkstrauertag über-
wiegend verboten. 

Zuvor haOe es in der vergan-
genen Woche ein Kooperations-

gespräch zwischen der Stadt und 
der Antifa gegeben. Ziel sei es ge-
wesen, Argumente auszutau-
schen, die rechtliche Lage zu klä-
ren und zu einer tragbaren Lö-
sung für alle Beteiligten zu kom-
men, sagt Mädge. Doch Meyer 
habe das Gespräch einseitig nach 

wenigen Minuten beendet. Olaf 
Meyer bestätigt, dass er gegan-
gen sei, nachdem Rechtsdezer-
nent Markus Moßmann erklärt 
habe, dass die Veranstaltung der 
Stadt als „Staats-Akt“ anzusehen 
sei  und die Anmeldung zur 
Kundgebung rechtlich nicht voll 

geschützt sei. „Wenn das ein 
Staats-Akt ist, kommen wir auch. 
Uns geht es darum, dass die AfD 
dort nicht hinkommen darf. Wir 
werden demonstrieren, lautstark 
und mit Plakaten.“ 

Vertreter der AfD-Stadtrats-
fraktion sowie der Landtagsab-
geordnete Stephan Bothe wer-
den an der Gedenkfeier teilneh-
men, sagt Robin Gaberle von der 
AfD-Stadtratsfraktion. Einen 
Kranz werde man dort nicht nie-
derlegen.

Oberbürgermeister Mädge 
betont, dass er von der offiziel-
len Gedenkfeier niemanden aus-
schließen könne. „Ich hoffe sehr, 
dass sich alle, die daran teilneh-
men, dem Ort und dem Anlass 
angemessen verhalten.“ Das gel-
te sowohl für die Mitglieder der 
AfD wie auch für die Mitglieder 
der Antifa. Zu seiner zunächst er-
wogenen Absage erläutert er: 
„Nach Gesprächen mit Bürgerin-
nen und Bürgern habe ich mich 
entschlossen, vor der Antifa 
nicht zurückzuweichen. Seit 28 
Jahren versammeln sich Bürger-
schaV und Rat an diesem Mahn-
mal, das 1990 für die Opfer des 
Faschismus errichtet wurde, also 
um all derer zu gedenken, die 
durch Nazi-Terror ums Leben ka-
men, Juden, Sinti, Roma, Homo-
sexuelle, politische Gefangene, 
Zwangsarbeiter. Dieses Geden-
ken lassen wir uns von demokra-
tiefeindlichen KräVen von links-
außen und rechtsaußen nicht 
nehmen.“

Die Antifa kritisiert indes auf 
ihrem Facebook-AuVriO, Mädge 
solle sich ein Vorbild an der Ge-
denkveranstaltung am Berliner 
Holocaust-Mahnmal nehmen. 
Dort haOe die StiVung Denkmal 
für die ermordeten Juden als 
Veranstalter eine Namensverle-
sung der ermordeter Juden 
durch einen AfD-Vertreter un-
tersagt. Direktor Uwe Neumär-
ker betonte aber laut Medienbe-
richten, dass er mit dem Besuch 
der AfD-Vertreter kein Problem 
habe. Die Namensverlesung gehe 
aber „einen SchriO zu weit“.

Die Polizei wird bei der Ge-
denkfeier an der Lindenstraße 
präsent sein, sagt deren Presse-
sprecher Kai Richter. „Wir wer-
den einen reibungslosen Verlauf 
und Ablauf beider Veranstaltun-
gen begleiten.“ Bei Störungen 
werde die Polizei nach Lage ein-
greifen wie auch bei möglichen 
StraVaten, Ordnungswidrigkei-
ten oder sonstigen Rechtsverstö-
ßen.

Am Volkstrauertag will die Antifa  
gegen die AfD-Teilnahme an der städtischen 

Gedenkfeier protestieren

Die Gedenkfeier am Mahnmal in der Lindenstraße im Jahr 2006. Die-

ses Mal könnte es weniger friedlich zugehen. Foto: A/t&w

Protest ja, 
aber nicht 

dort

Von Carlo Eggeling

KOMMENTAR

S
elbstverständlich gehört 
in einer Demokratie Pro-
test dazu, auch lautstark. 
Etwa bei den Aufmär-

schen, die die NPD in vergange-
nen Jahren an der Ilmenau abge-
halten hat. Ein gewisses Augen-
maß gehört allerdings auch dazu. 
Es gibt Gründe, die AfD am ziem-
lich rechten Rand anzusiedeln. 
Björn Höcke ist einer davon. 
Trotzdem schießt die Antifa 
über das Ziel hinaus. Der Volks-
trauertag steht für Versöhnung 
und Völkerverständigung. Wer 
um wen trauert, ist eine private 
Angelegenheit und braucht kei-
ne politische Bühne. Gerade weil 
es auch um millionenfache Op-
fer des Nationalsozialismus geht.

Der zweite Punkt betrifft das 
Ostpreußische Landesmuseum. 
Das will Wilhelm von GoOberg 
mit seiner StiVung besuchen. 
Der Ex-CDU-Bürgermeister von 
Schnega und jetzige wendländi-
scher AfD-Bundestagsabgeord-
nete fiel in der Vergangenheit 
wegen Parolen aus der Hardcore-
Liga der Vertriebenenverbände 
auf. Auch hier ist Widerspruch 
mehr als verständlich.

Doch wenn die Antifa und das 
Netzwerk gegen Rechts dafür 
trommeln, von GoOberg den Zu-
gang zum Museum zu verweh-
ren, bleibt die Frage, wer ins Mu-
seum darf und wer darüber ent-
scheidet. Die AfD ist keine ver-
botene Partei, das Museum lange 
kein Hort Ewiggestriger mehr. 
Im Gegenteil. Vielleicht lernen 
die Rechten dort etwas über Völ-
kerverständigung dazu.

Die Gefahr dieser vermeint-
lich so wachsamen Strategie liegt 
darin, der AfD eine Opferrolle zu 
ermöglichen. Das sind ihre Ak-
teure nicht, so bedeutend sind 
sie auch nicht. Die Auseinander-
setzung ist nötig im Rat, im All-
tag, überall, wo Argumente zäh-
len. An einem Gedenkort denkt 
man an die Opfer. Aus Respekt.


